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VERFAHRENSVERM ERKI

2.

3.

4.

5.

Der Markt Schöllnach hat in der Sitzung vom 04.12.2019 gemäß 5 2 Abs. 1 BauGB die Aufstellung des

Bebauungsplans beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss wurde am 25.01.20210ftsüblich bekanntgemacht.

Zu dem Entrruurf des Bebauungsplans in der Fassun guom 14.12.2020 wurden die Behörden und sonstigen Träger

öffentlicher Belage gemäß 5 4 Abs, 2 BauGB in der Zeit vom02.02.2021 bis 09.03.2021 beteiligt,

Der Enh¡uurf des Bebauungsplans in der Fassung vom14.12.2020 wurde vom02.02.2021 bis 09.03.2021 öffentlich

a usg elegt,

Der Markt Schöllnach hat mit Beschluss des Gemeinderates vom 25.03.2021den Bebauungsplan

gem. $ 10 Abs. 1 BauGB in der Fassung vom 25.03.2021 als Satzung beschlossen.

Ausgefertigt

schöllnach, ¿.n CIÅ,9.Ì..14..

Alois 0 d (Erster Bürgermeister) (Siesel)

Der Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan wurde ur O.d,gÌ.2|tgemäß 5 l0 Abs.3 Halbsatz 2 BauGB

or"tsüblich bekannt gemacht. Der Bebauungsplan mit Begründung wird seit diesem Tag zu den üblichen

Dienststunden in der Gemeinde zu jedermanns Einsicht bereitgehalten und über dessen lnhalt auf Verlagen

Auskunft gegeben, Der Bebauungsplan ist damit in Kraft getreten, Auf die Rechtsfolgen des $ 44 Abs. 3 Satz 1

und 2 BauGB und die 55 214 und 215 BauGB wird hingewiesen.

schöllnach, ¿*' .0,[Q].']4

Alois 0 rster Bürgermeister)

Der Bebauungsplan mit den Festsetzungen in der Fassung vom 25.03.2021 sowie die Begründung (Geheft

v. 25.03.2021, Seite 1 brs 25) sind Bestandteil der Satzung.

6.

(Siesel)

1

S c höll n a c h, ¿.n,9.4,'.9Ì..'.L..4

Alois 0 rster Bürgermei ster)
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FESTSETZUNGEN

1. RÄUMLICHER GELTUNGSBEREICH

1,1 Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplans

2.2

2.3

2. ART UND MAß DER BAULICHEN NUTZUNG (5 5 Abs.2 Nr. 1,5I Abs. 1 Nr. 1 BauGB.55 1 bis 11 und $ 16 BauNVO)

2.1 Allgemeines Wohnqebiet nach 5 4 BauNVO

Nicht zugelassen werden nach 5 4 Abs, 3 BauNVO Betriebe des Beherbergungsbewerbes, sonstige nicht
störende Gewerbebetriebe, Anlagen für Venrualtungen, Gartenbaubetriebe und Tankstellen

Grundflächenzahl GRZ

Die zulässige Grundflächenzahl GRZ wird mit 0,30 festgesetzt.

Geschoßflächenzahl GFZ

Die zulässige Geschoßflächenzahl GFZ wird mit 0,60 festgesetzt.

2.5 Wandhöhen / Höhe Fußboden EG

¡ Höhenbezugspunkt eines Baugrundstücks für die nachfolgend festgesetzten Höhen ist das natürliche Gelände.
. Wandhöhe ist das Höhenmaß vom Höhenbezugspunkt bis zum Schnittpunkt der Traufwand mit der Dachhaut.
o Die maximal zulässige Wandhöhe der Wohngebäude beträgt talseitig 7,5 m.
. Abweichend von Art.6 Abs.9 BayB0 dürfen Garagen einschließlich deren Nebenräume anstatt einer miüleren

Wandhöhe von 3,00 m eine mittlere Wandhöhe von 3,50 m aufweisen. Fürfreistehende Gartengerätehäuschen in

Grenznähe gilt dies nicht.

3. BAUWEISE,ÜETRERUgRRENUNDNICHTÜBERBAUBARENGRUNDSTÜCKSFLÄCHEN

3.1 Die Gebäude sind in der offenen Bauweise gemäß g22l2l BauNVO zu errichten, zulässig sind nur Einzelhäuser mit
max. zwei Wohneinheiten. Zulässig bei zwei Wohneinheiten ist nur eine horizontale Trennunq der Wohneinheiten bei
einem genteitìsanlen Haupteingang und gerneinsarner Nutzurrg der Haustechnik, Die Abstarrdsflächerr rielrten sich nacll
Aft,6 BayBO.

B augrenze

Nicht überbaubare Crundstücksflächen
Aut den nrcht überbaubaren tirundstückstlächon und nur ernmalrg entlang öttentl¡chen Verkehrsflächen slnd

untergeordnete und verfahrensfreie Nebenanlagen bis zu einer Grundfläche von 25 m2 in Form von z,B. Gartenhäuschen
utJer Hulzlugerr zulåssig, jer.luch niclrl" ilrr Berelch der festgesetzlerr 0rtsrarrrleirrgriirrrrrrg. Zu rlen Verkelrrsflür:hÍrrl rnuss

zudem ein Mindestabstand von '1,0 m eingehalten werden.

4. VERKEHRSFLÄCH¡ttl (5 9 Abs. 1 Nr. I I und Abs. 6 BauGB)

Uffentliche Straf3enverkehrsfl äche

Verkeh rsflä chen besonderer Zweckbestimmun g (Fuß- und Radweg)

5. GEBÄUDE/GARAGENUNDNEBENGEBÄUDE/ANBAUTEN

5.1 Da chformen
Hauptgebäude mit symmetrische Satteldächer, Pultdach und versetzte Pultdächer sowie Zelt- und Walnrdächer
Garagen, Nebengebäude und Anbauten dürfen auch als Flachdach mit Dachbegrünung oder mit Pultdach ausgeführt
werden. Zur Begrünung der Flachdächer ist mehrjähriges, autochthones, blütenreiches Saatgut zu verwenden,
welches eine möglichst ganzjährige Blüte als lnsektennahrung gewährleistet.

a

5.2 D achneigung
Sattcl , Zclt und Wolmdoch:

Pultdach

l8'brs 30", mox.23'ber zwer Vollgeschossen, es slnd nur symmetrrsche
Sattel- und Walmdächer mit durchgehender Firstlinie sowie Zeltdächer zulässig

7'bis 12'

D achdeckung
Zulässig sind kleinformatige Deckungen in gedeckten und matten Rot-, Braun- und Grautönen, Beim Einsatzvon
Solaranlagen ist auch eine Volldeckung mit Solarpanelen zulässig.

c1J,L

aaJ.J

5,3
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5.4 Dachgauben sind auf Dächern mit mindestens 27'Dachneigung zulässig. Pro Dachfläche sind max. zwei Dachgauben
zulässig. Die Breite einer Dachgaube darf nicht mehr als 2,5 m, die Traufhöhe nicht mehr als 1,25 m betragen.Die
Gesamtbreite aller Dachgauben darf nicht mehr als ein Drittel der Dachlänge des Gebäudes einnehmen.

Dacheinschnitte sind zulässig, ebenso 0uergiebel, Je Gebäude ist nur 1 0uergiebel erlaubt. Er ist aus der Traufe zu

enhn¡ickeln und muss mittig angeordnet sein, Abweichungen bis 1 m zur Mitte sind erlaubt. Die Dachneigung des

0uergiebels darf um bis zu 5'größer als die des Hauptdaches sein (max,40'),

0uergiebel und Ouerhäuser sind zulässig, wenn sie gegenüber dem Hauptbaukörper untergeordnet sind (max. 50 % der

Gebäudelänge). DerAbstand von den Gebäudeecken muss mind.2,50 m betragen. Sie müssen nicht aus derTraufe
entwickeltwerden. Die Tiefe eines 0uerhauses darf, gemessen vom Haupthaus, maximal bei2,50 m liegen. Je Gebäude

ist nur 1 0uergiebel bzw.0uerhaus (Zwerchgiebel)zulässig. Die Dachneigung des 0uergiebels bzw, 0uerhauses darf

um bis zu 5 Grad größer als die des Hauptdaches sein (max.40').

Die Eindeckung der Dachaufbauten hat in gleichartiger Form wie das Hauptdach, oder mit Kupfer- oder Zinkblech zu

erfolgen.

5,5 Solar- und Photovoltaikanlagen
Zulässig sind Solarkollektoren zurWarmwasserbereitung und Photovoltaikanlagen zur Stromerzeugung bei gleicher

Neigung des Daches auf der Dachfläche. Aufgeständerte Photovoltaik- und Solafihermieanlagen und freistehende
Anlagen sind nicht zulässig.

5.6 Fassa d en gestaltu n g

Die Fassaden sind in harmonischer Farbgestaltung in natürlichen Farbtönen zu gestalten. Grelle Farben sind zu

vermeiden,

6. STELLPLATZBEDARF/GARAGENVORPLATZ

Pro Wohneinheit sind auf den jeweiligen Grundstücksflächen mindestens 1,5 Stellplätze nachzuweisen. Dezimalzahlen

sind aufzurunden.

1WE=2Stellplätze
2WE=3Stellplätze

Stellplätze sind auch außerhalb der Baugrenzen zulässig. Vor jeder Garagenzufahrt ist ein Vorplatz von mind, 5,0 m

Tiefe bis zur vorderen Parzellengrenze gerechnet vorzusehen, Der Garagenvorplatz gilt nicht als Stellplatz.

Das anfallende 0berflächenwasser von befestigten Flächen auf den Privatgrundstücken darf nicht in die

Enturässerun g d er öff entli c h en Verkehrsf I ä c h en ein g eleitet we rd en.

1. GESTALTUNG

1.1 Garagenzufahften und Stellplätze sind wasserdurchlässig zu gestalten (2.8. als wassergebundene Wegedecke, Drain-
pfl aste r, Rasenf u gen pf I aster oder Sch otte rrasen ).

7.2 Einf ried un g en

Es dürfen sockellose Holz- und Metallzäune an den Verkehrsflächen mit einer Höhe von max. 1,20 m (Sichtdreiecke sind

zu beachten)errichtetwerden. Zu den Nachbarparzellen sind in Verbindung mit begleitender Bepflanzung auch

Maschendrahtzäune mit einer Höhe von max. 1,20 m zulässig. Einfriedungsmauern (2,8, Betonmauer, Gabionenwand

u,ä,) sind nicht zulässiq.
Die Zäur¡e ntüssen einen Abstand zum Gelände von nrirrd,0,10 nr aufi¡ieiserì, s0 dass die Durchgängigkeitfür Kleintiete
gewahrt bleibt. An den Grundstücksqrenzen zu den Erschließungsstraßen ist ein Mindestabstand derZäune von 1,00 m

einzuhalten,
Für die Zaunpfosten sind nur Punktfundamente oder mit dem Gelände flächenbündige und durchlaufende Sockel

zul ässig.

7.3 Sichtdreiecke
Die erforderlichen Sichtdreiecke bei den Einmündungen in die öffentliche Straße und bei Privatzufahrten sind von

sichtbehindernden Anlagen aller Artfreizumachen bzw. freizuhalten, die mehr als B0 cm über die Fahrbahnoberkante
der öffentlichen Straße ragen.

1.4 Das bestehende Gelände ist auf den einzelnen Bauparzellen in ihren Grundzügen zu erhalten. Geländeauffüllungen bzw
-abgrabungen sind auf Privatgrundstücken sind bis zu einer Höhe von 1,0 m zulässig. An den Parzellengrenzenzur
freierr Landschaft isL das Gelände an das nal"ürlich vorharrdetre Niveau atrzugleichen, Böschuttgen sittd nlit einer
Neigung von mind. 1: 2 oder flacher auszuführen,
Stützmauern sind bis zu einer Höhe von 1,2 m in Verlängerung einer Hausmauer bei einer max, Länge von 3,0 m erlaubt.
Zulässig sind nur begrünte Sichtbetonwände, verputzte oder geschlämmte Mauern sowie Naturstein-Trockenmauern.

7.5 Für die Straßenbeleuchtung sind warm-weiße LED-Leuchten zur Reduzierung der lnsektenverluste einzusetzen. Es ist
darauf zu achten, dass die Lichtstrahlung weitestgehend nach unten erfolgt.
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8.1

8.2

8.3

VER- UND ENTSORGUNG

Wasserve rsorg ung

Die Wasserversorgung erfogt durch Anschluss an die gemeindliche Wasserversorgung

Abwa sserbeseitig u n g

Das häusliche Schmutzwasser ist in den gemeindlichen Schmutzwasserkanal einzuleiten

Brauchwassern utzungsanla gen

BeiderZulassung von Brauchwassernutzungsanlagen im Gebäude sind zumindestdie Vorgaben der jeweils gültigen

Trinkwasserverordnung sowie der DIN EN 1717 und DIN 806 einzuhalten, Brauchwassernutzungsanlagen sind dem

Gesundheitsamt unaufgefordert anzuzeigen, Eine Bestätigung des Fachbetriebes zum Einbau derAnlagen nach dem

Stand der Technik und der Wirksamkeit der notwendigen Sicherungseinrichtungen ist dem Gesundheitsamt
vorzulegen, Eine direkte Verbindung mit der Trinkwasserversorgungsanlage ist unzulässig. Die farbliche
Kennzeichnung von Leitungen und Entnahmestellen ist erforderlich.

N ied e rschla gswasse rbeseitig ung

Das anfallende Niederschlagswasser muss in mindestens 3 m3 große Zisternen gesammelt werden und ist für
Brachwasser oder zur Gartenbewässerung zu nutzen.

Da aufgrund der vorherrschenden Standortbedingungen das anfallende Niederschlagswasser nicht auf den

Bauparzellen zur Versickerung gebracht werden, kann es über den öffentlichen Regenwasserkanal dem vorgesehenen
Regenrückhaltebecken zugefühft werden. Das Wasser wird hier gedrosselt dem angrenzenden Vorfluter zugeleitet.

wasser über den öffentlichen Regenwasserkanal dem vorgesehenen Regenrückhaltebecken zugeführt werden.

Das anfallende Niederschlagswasser der Verkehrsflächen wird zum vorgesehenen Regenrückhaltebecken abgeleitet
und hier gedrosselt in den bestehenden Vorfluter eingeleitet. Die vorgesehene Niederschlagswasserbeseitigung bedarf
eines Wasserrechtsverfahrens.

Grundsätzlich gilt:

- Das Niederschlagswasser muss entsprechend gereinigtwerden, bevor es dem Grundwasser zugeleitetwerden darf

' Flächenversiegelungen sind auf das unbedingt notwendige Maß zu beschränken und unvermeidbare Befestigungen
sind möglichst wasserdurchlässig auszubilden,

- Dachoberflächen aus Kupfer, Blei, Zink und Titanzink verbieten sich bei beabsichtigter Versickerung des

N ied e rsc hlagswassers,

- Beeinträchtigungen Dritter durch die Niederschlagswasserbeseitigung müssen ausgeschlossen sein.

WASSERFLACHEN UND FLACHEN FUR DIE WASSERWIRTSCHAFT, DEN HOCHWASSERSCHUTZ UND DIE REGELUNG

DES WASSERABFLUSSES

Umgrenzung von Flächen für die Wasseruuirtschaft, den Hochwasserschutz und die Regelung des

Wasserabflusses, hier: Flächen für Regenrückhaltun g

Dis Flöchon dor Rogcnrückhaltung / Vcrsickcrung sind mit cincr outochthoncn Soatgutmischung
(Saatgutmischung siehc Begründung) zu bcgrüncn, Dic nördlichc Grundstücksgrenze ist hier

mitfreiwachsenden zweireihigen Hecken auf mind. 85 % ihrer Länge zu bepflanzen. Die Hecken müssen

zu 100 % aus heirnischen WildsLrëiuclrern der rrachfolgenden Arl.enlisl.e bestehen.

,IO, 
GRUNORDNUNOUNDFREIFLACHENGESTALTUNG

10.1 Private Gri.lnflächen

Die privaten Grünflächen sind gärtnerisch als Rasen- oder Wiesenflächen anzulegen und gemäß den Festsetzungen

zu bepflanzen.

Zur Durchgrünung der Baugrundstücke sind pro angefangenen 250 m2 nicht überbauter Grundstücksfläche ein

heimischer Iauhharrm rlerWuchsklasse ll. oder ein 0hsrhaum (Halhsramm oder Hochstamm)0emäß der

Artenliste zu pflanzen, Die zeichnerisch festgesetzten Pflanzgebote können hierfür angerechnet werden.

Die Anlage von geschotterten Flächen / Steingärten (Schroppen, Schotter, Steinschüttungen jeglicher Art) mit mehr als

10 m2 ist unzulässig.

L
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10.2 0 rtrand berei c h

An den Parzellengrenzen istgemäß den zeichnerischen Festsetzungen eine mind.5 m breite Pflanzfläche zur

Ausbildung eines 0rtsrandes breitzustellen. Die Grundstücksgrenzen sind hier mitfreiwachsenden zweireihigen

Hecken auf mind,10%lhrer Länge zu bepflanzen. Die Hecken mûssen zu100o/o aus heimischen Wildsträuchern der

na chfol genden Artenliste bestehen.

10.3 Anpflanzungen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sowie Bindung für Bepflanzungen

o Baum zu pflanzen;von den vorgesehenen Baumstandorten kann geringfügig unter Berücksichtigung zukünftiger
Parzellengrenzen und der privaten Erschließung abgewichen werden,

I Sträucher zu pflanzen

10,4 Artenliste der zu pflanzenden Bäume

Bäume L Wuchsordnun o{H öhe20-40m )

Mindestpflanzqualität: HSt.,3xv, StU ab 14-16 cm, Eichen mit Ballen

Acer platanoides Spitz-Ahorn (FoVG)

Acer pseudoplatanus Berg-Ahorn (FoVG)

Fagus sylvatica Rot-Buche (FoVG)

Tilia cordata Winter-Linde (FoVG)

0uercus robur Stiel-Eiche (FoVG)

Bäume ll. Wuchsordnunq (Höhe 12115 - 20 m\

Mindesrpflanzqualität HSt., 3xv, Stu 14-16 cm

Acer campestre Feld-Ahorn (FoVG)

Carpinus betulus Hainbuche (FoVG)

Prunus avium Vogel-Kirsche (FoVG)

Sorbus aucuparia Eberesche

Alle heimische 0bstbäume (alte 0bstbaumsorten), zulässig sind Halbstämme / Hochstämme

Sträucher freiwachsende Hecken

Mindespflanzqualität: vStr., 3 Triebe, 60-100 cm

Acer campestre Feld-Ahorn

Corylus avellana Hasel

Cornus sangurnea Hoter Hartriegel

Ligustrum vulgare Liguster

Lonicera xylosteum Rote Heckenkirsche

Ribes nigrum Schwarze Johannisbeere

Rosa arvensis Feld-Rose

Sambucus nigra Schwarzer Holunder

Viburnum lantana Wolliger Schneeball

Viburnum opulus Gemeiner Schneeball

Sträucher qeschnittene Hecken

Geschnittene Hecken sind zaunbegleitend zwischen den Parzellen zulässig. lm Bereich der 0ftsrandeingrünung oder

im tsereich des Hegenrückhaltebeckens sind geschnittene Hecl<en unzulässrg.

Mindestpflanzqualität Heckenpflanzen aus weitem Stand, geschnitten,2xv. mit oder ohne Ballen, 80-100 cm

Acer campestre Feld-Ahorn

Carpinus betulus Hainbuche

Ligustrum vulgare Liguster
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10.5 Herkunft der Gehölze

Zu verwenden sind Herkünfte aus Vorkommensgebiet3, Sildostdeutsches Hügel- und Bergland. Beiden Baumarten, die
dem Forstvermehrungsgutgesetz unterliegen (FoVG) kann, auch Forsh¡uare als autochthones Material verwendet
werden, sofern sie von Erntebeständen aus folgenden ökologischen Grundeinheiten stammt: 26 (Frankenwald,

Fichtelgebirge und Steinwald), 28,36 (0berpfälzer Wald, 0berpfälzer Becken- und Hügelland) sowie - bevorzugt- 37
(Bayerischer Wald),

10.6 Nicht zulässige Gehölze

Nicht standortgerechte, hochwüchsige Gehölzaften mit bizarren Wuchsformen, auffällige Laub- und Nadelfärbungen,

sowie Trauer-, Säulen- oder Hängeformen dürfen nicht gepflanzt werden, Die Pflanzung von Nadelgehölzen (2,8,

Thujen, Wacholder, Scheinzypressen o.ä.) ist unzulässig.

10.1 Grenzabstände

Für Bäume sind mindestens 4,00 m Grenzabstand einzuhalten, frir Gehölze über 2,00 m Wuchshöhe mindestens 2,00 m

und für Gehölze bis 2,00 m Wuchshöhe mindestens 0,50 m.

11 BAUANTRAGE / GENEHMIGUNGSFREISTELLU NGSVERFAHREN

Zu jedem Bauantrag / Genehmigungsfreistellungsverfahren sind bei jeder Ansicht und in jedem Schnitt der Verlauf des
natürlichen und geplanten Geländes darzustellen. Ebenso darzustellen sind die Geländeanschlüsse an die Nachbar-
grundstücke und an die Erschließung,

Die Umsetzung der Festsetzungen zur Grünordnung sind im Eingabeplan oder über einen qualifizierten Freiflächen-
gestaltungsplan zum Bauantrag / Genehmigungsfreistellungsverfahren nachzuweisen.

12. BAUZWANG / EIGENNUTZUNGSVERPFLICHTUNG

Der Bauzwang ist auf 5 Jahre festgesetzt (mind, Rohbauzustand).

Nach Bezugsfertigkeit wird innerhalb der ersten fünf Jahre eine Eigennutzungsverpflichtung festgelegt, Als Zeitpunkt
für den Einzug gilt die Anmeldung beim Einwohnermeldeamt der Verwaltungsgemeinschaft Schöllnach.

13. SONSTIGE PLANZEICHEN

E vorgeschlagene Parzellen-Nr,

931 m'z Parzellengröße in m2

vorgeschla gener Standnrl fíir H arrptgehäLrde

I vorgeschlagener Standor-t für Garagen / Carports / Nebengebäude

+
L5,l

Maßangaben in Meter

KÑ6] Höhenschichtlinien bestehendes Gelände
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HINWEISE
BODENDENKMÄLER

Zu ïage tretende Bodendenkmäler unterliegen der lVeldepflicht an das Bayerìsche Landesamtfiir Denkmalpflege oder die Untere Denkmalschutzbehörde
gemäß Art.8 Abs. 1-2 BayDSchG.

LANDWIRTSCHAFT / ANGRENZENDE NUTZUNGEN

Die landwirtschaftliche Nutzung auf den uml¡egenden Flächen unterliegt gegenüber der Planung dem Rücksichtnahmegebot, dies ist neben der Anwendung
der "guten fachlichen Praxis" mit den entsprechenden Einschränkungen zu berücksichtigen bzw. im ortsübl¡chen Rahmen hinzunehmen. lm Wesentlìchen
betrift dies die lmmissionen durch Staub, Lärm und Geruch bei der Gülle- und Pflanzenschutzmittelausbringung sowie bei Erntearbeiten und Beregnung.

Diese lmmissionen können auch am Wochenende und zur Nachtzeit entstehen, ja nach Saison und Witterung.

WASSERGEFAHRDENDE STOFFE

Der Umgang mitwassergefährdenden Stoffen (2. B. Heizölverbraucheranlagen usw.) hal entsprechend den einschlägigen Vorschrìften, insbesondere der

Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV) zu efolgen.

IVASSNAHMEN ZUI\¡ SCHUTZ VOR STARKREGENEREIGNISSEN UND STURZFLUTEN

a

Es wird empfohlen, Eingangsbereiche und 0berkanten von Lichtschächten sowie außenliegenden Kellerabgänge mindestens 15 bis 20 Zentimeter
höher als die umgebende Geländeoberfläche zu planen.

Es sind Vorkehrungen zu treffen, um einen Rückstau aus der Kanalisation zu vermeiden.

KABELHAUSANSCHLÜSSE

Für dìe Kabelhausanschlüsse dürJen nur marktübliche Einführungssysteme, welche bis mind. I bar gas- und wasserdicht sind, ven¡vendet werden.

AB FALLENTS ORGUN G

Die Abfallentsorgung kann über die geplanten Erschließungsstraßen mit ausreichenden Wendemöglichkeiten erfolqen. Die Abfallbehälter der Bauparzellen 4,

5, 13 und 14 sind an den Wendeflächen bereitzustellen.

Die gesetzlichen Regelungen, insbesondere die Vorschriften der Abfallwirtschaftssatzung des ZAW Donau-Wald bleiben hìervon unberiihrt und sind ebenfalìs

zu beachten. Die Ausweisung und opt¡male Gestaltung von ausreichenden Stellplätzen für Abfallbehälter des praktizierten 3-Tonnen-Holsystems (Restmüll,

Papier, Bioabfälle) ist vorzusehen.

TRASSEN UNTERIRDISCHER VERSORGUNGSLEITUNGEN

Trassen unterirdischer Versorgungsleitungen sind von Bepflanzung freizuhalten. Bãume und tìefi¡vurzelnde STräucher dürfen aus Gründen des Baumschutzes
(DlN 18920) bis zu einem Abstand von 2,5 m zurTrassenachse gepflanztwerden. Die Hinweise im "Merkblatt úber Baumstandorte und elektrische
Versorgttn6sleiÏttngen trnd EntsorgLrngsleitLrnqen", heraLrsgegeben von der ForschLrngsanstaltflir Straßenbau und Verkehrswesen bzw. die DVGW-R|chtiinie

GWl25 sind zu beachten. Auf die Allgemeinen Unfallverhütungsvorschriften BGVA3 und C22, die VDE-Bestimmungen, die DVGW-R|chtlinie GW315 und das

lVerkblatt,,Zum Schutz unterirdischer Versorounosleitunoen" bei Grabarbeìten wird hinqewiesen.

Die Hinweise im"lVlerkblatt über Bäume unterirdische Leitungen und Kanä1e", Ausgabe 2013 vom FGSV Verlao bzw, die DVGW-B|chtlinie GWl25 sind zu

beachten.

Der Schutzstreifen der Erdgasortsnetzleitunq beträgt in der Regel je 3,0 m beiderseits der Leitungsachse, Die Ïrasse muss jederzeitfür regelmäßige Kontrollen

durch Streckenbegehunq zuqänqlich und für Fahrzeuqe und Arbeitsmaschinen befahrbar sein.Hinsichtlich der ìn den anqegebenen Schutzzonenbereichen

bzw. Schutzstreifen bestehenden Bau- und Bepflanzungsbeschränkung wird aufmerksam gemacht, dass Pläne für ßau- und Bepflanzungsvorhaben jeder Art
der Bayernwerk Netz GmbH rechtzeitig zur Stellungnahme vorzulegen sind. Dies gilt insbesondere für Straßen- und Wegebaumaßnahmen, Ver- und

Entsorgungsleitungen und Aufschüttun gen.
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EINBEZIEHEN VON AUSSENBEREICHSFLACHEN IN DAS BESCHLEUNIGTE VERFAHREN

Bis zum 31. Dezember 2019 gilt 5 13a entsprechend für Bebauungspläne mit einer Grundfläche im Sinne des 0 13a Absatz 1

Satz 2 von weniger als 10.000 0uadratmetern, durch die die Zulässigkeit von Wohnnutzungen auf Flächen begründet wird, die

sich an im Zusammenhang bebaute 0rtsteile anschließen. Das Verfahren zur Aufstellung eines Bebauungsplans nach Satz 1

kannnurbiszum3l.Dezember20l9förmlicheingeleitetwerden;derSatzungsbeschlussnach$l0Absatzl istbiszum3l.
Dezember202lzufassen,VoraussetzungenfürdasbeschleunigteVerfahrenliegenvor,wenndieGrundflächeimSinnedes 5

13a Abs, 1 Satz 2 BauGB i.V,m,5 19 Abs.2 Baunutzungsverordnung weniger als 10.000 m2 beträgt.

Der Bebauungsplan nach 5 13b BauGB WA Rieden hat überbaubare Grundsstücksflächen in einem Umfang von rund 6.200 m2

ausgewiesen. Die Bauparzellen besitzen einen Gesamtumfang von 'l 1.655 m2.

Bei einer festgesetzten GRZ von 0.30 beträgt die max, mit Hauptgebäuden überbaute Fläche = 3.496,5 m2 und somitweniger als

10.000 m2, Die Voraussetzungen fi.ir das beschleunigte Verfahren sind somit erfüllt.

Die geplante Bebauung grenzt direkt an im Zusammenhang bebaute 0ftsteile an.
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